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So lautete das Motto des bun-
desweiten Aktionstages am
29.September. Auch in Schwe-
rin gab es dazu zwei Aktionen,
die den Beteiligten Spaß mach-
ten und viele Bürgerinnen und
Bürger erreichte.
In der Weststadt waren die
Genossinnen und Genossen
mit einem Infostand vor der
Weststadtkaufhalle. In der
Mecklenburgstraße hatte sich
ein kleines Bündnis (LINKE,
[´solid], DIE BUNTEN und
MLPD) gefunden. Sehr schade
war, dass sich die Gewerk-
schaften vollkommen raus hiel-
ten, obwohl sie zunächst ihre
Mitarbeit zugesagt hatten.
Beim Straßentheater in der
Mecklenburgstraße nahm Ro-
bin Hood dem Reichen das
Geld und verteilte es an die Be-
dürftigen und beide konnten an-
schließend feststellen, dass
sie nun gut leben könnten. Na-
türlich gab der Reiche sein Geld
aber nicht ganz unfreiwillig aus
der Hand, Robin Hood musste
schon darum kämpfen. Ein
„Banker“ ließ die Träume der
Menschen, symbolisiert durch
große bunt schillernde Seifen-
blasen, platzen. Natürlich blie-
ben die Leute stehen, um die
Seifenblasen zu bewundern.
Genau der richtige Moment, die
Leute anzusprechen und sie
mit unserem Infomaterial und
unserer Position vertraut zu
machen. Das Infomaterial war
schneller alle als gedacht, also
alles in allem eine gelungene
Aktion zum bundesweiten Akti-
onstag umFAIRteilen.

Auch beim Mittelal-
terfest des Pauls-
stadttreffs konnte
man beim Mathe-
projekt von Torsten
Müller das Motto
des Tages "um-
FAIRteilen" sehen.

Einladung

Kreisparteitag

27.Oktober 2012
10:00 Uhr

Ritterstuben

Gesamt-
mitglieder-

versammlung

27.Oktober 2012
13:30 Uhr

Ritterstuben

VERANSTALTUNGSHINWEIS
DER ROSA-LUXEMBURG-
STIFTUNG IN SCHWERIN

Am 15. Oktober und danach je-
den Montag ab 19 Uhr heißt es
wieder „Mit Marx den Kapitalis-
mus begreifen“.

Donnerstag,
8. Nov. 2012, 19:30 Uhr
Mecklenburgisches Staats-
theater

An einem schönen Sommer-
morgen...- Erinnerungen -

Lesung mit Otto Mellies

Donnerstag,
 15. Nov. 2012, 17 Uhr
Volkshochschule „Ehm Welk“,
Aula

„Kuhle Wampe oder Wem ge-
hört die Welt?“

Spielfilm von 1931/1932
Drehbuch: Bert Brecht, Musik:
Hans Eisler
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Alles neu macht der

Wort zum
Monat

Von
Peter
Brill

Nein, diesmal ist es nicht der
Mai, der alles neu macht. Es
ist der Oktober, in dem zwei
für den Kreisverband neue
Veranstaltungsformen statt-
finden.
Die Einladungen für die bei-
den Veranstaltungen sind
raus. Das Treffen der Mitglie-
der U 65 ist einfach eine
Notwendigkeit. Wir können
es nicht verantworten, dass
70-jährige Mitglieder auf die
Leiter klettern, um Plakate
anzubringen. Wir sind auf die
Hilfe aller angewiesen, um
unsere Materialien in der
Stadt flächendeckend stek-
ken zu können. Wir müssen
Infostände gestalten, Bürge-
rinnen- und Bürgergesprä-
che organisieren. Wir brau-
chen einen Generations-
wechsel in der Arbeit unse-
rer Partei. Lange konnten wir
uns auf unsere älteren Ge-
nossinnen und Genossen
verlassen. Sie haben viele
Jahre diszipliniert und hart
gearbeitet. Natürlich dürfen
und sollen sie sich auch in
Zukunft in die Arbeit unseres
Kreisverbandes einbringen.
Viele von ihnen können aber
nicht mehr so viel machen,
wie sie gerne wollten. Das

müssen wir zur Kenntnis zu
nehmen und ich spreche hier
an dieser Stelle einen aus-
drücklichen Dank des Kreisvor-
standes aus.
Die Arbeit neu zu organisieren
ist nicht einfach, stehen doch
viele in Lohn und Brot, aber Zeit
ist ein hohes Gut. Deswegen
denken wir uns im Kreisvor-
stand, dass viel Arbeit - auf viele
Schultern verteilt - für jeden nur
ein bisschen Arbeit ist. Des-
halb haben wir alle Mitglieder
unter 65 Jahren zu einer Bera-
tung eingeladen. Wir hoffen im
Kreisvorstand auf eine rege
Teilnahme, denn ohne mehr
Engagement unserer Genos-
sinnen und Genossen unter 65
Jahren werden wir im nächsten
Wahlkampf tatsächlich Proble-
me haben. Unser weniges
Geld wird nicht mehr werden,
zumal die vom Kreisparteitag
beschlossene Spendenkam-
pagne bisher kaum Früchte
trägt. Wir müssen diese Kam-
pagne mit Leben erfüllen und
werden dennoch kaum die lau-
fenden Kosten decken können.
Umso mehr müssen wir die-
ses Defizit durch engagierte
Arbeit in unserer Partei ausfül-
len. Das Treffen U 65 soll den
Startpunkt dafür geben.
Lange, sehr lange hatten wir
keine Gesamtmitgliederver-
sammlung mehr. Durch das
neue Wahlrecht werden wir jetzt
wieder eine solche Gesamtmit-
gliederversammlung durchfüh-
ren. Inhaltlich wollen wir sie
anreichern durch einen Einfüh-
rungsbeitrag unseres Bundes-
tagsabgeordneten Dr. Dietmar
Bartsch. Er wird zum Thema
„Linke Strategien im 21. Jahr-
hundert“ sprechen. Wir wollen
damit die auch in unserem
Kreisverband geführte Debatte
zum Verhältnis von parlamen-

tarischer und außerparlamen-
tarischer Arbeit aufgreifen. Wir
denken, dass dies auch ein
wichtiges Thema für unser
Selbstverständnis im Kreisver-
band ist.
Nicht neu und doch spannend
wird sicher unser Kreispartei-
tag, der unmittelbar vor der Ge-
samtmitgliederversammlung
stattfindet, werden. Die letzte
Tagung des Kreisparteitages
hatte beschlossen, dass der
Kreisvorstand ein Kommunika-
tionskonzept vorlegen soll.
Nach intensiver Beratung im
Kreisvorstand und in der Bera-
tung mit den Basisvorsitzenden
liegt den Delegierten dieses
Papier nun vor. Im Kreisvorstand
sind wir sehr gespannt auf die
Änderungsanträge und die Be-
wertung unserer Vorlage durch
den Kreisparteitag.
Wie immer findet Ihr hier im
Offenen Blatt auch den Frakti-
onsreport der letzten Stadtver-
tretersitzung. Es ist schier un-
glaublich, wie die anderen Frak-
tionen unter Führung der SPD
gegen die Oberbürgermeiste-
rin arbeiten. Dass die SPD mit
den auf ihre Initiative beschlos-
senen Anträgen unter anderem
das Wirken der Arbeitnehmer-
vertretung behindert, ist eine
Wahrheit, die die SPD nicht in-
teressiert. In ihrem Groll auf die
verlorenen Wahlen und in der
mangelnden Fähigkeit zu einer
gestaltenden Politik kennen sie
nur ein Ziel: die Beschädigung
der Oberbürgermeisterin der
LINKEN, Angelika Gramkow.
Was zählen da schon alte sozi-
aldemokratische Traditionen.
Herr Steinbrück pfeift sich ja
auch eins drauf. Willkommen in
der SPD des 21. Jahrhunderts.
In diese Situation passt gera-
dezu die gespielte Aufregung
über die Traueranzeige für un-

sere Genossin Hermine
Quandt. Ich möchte mich
persönlich bei unseren
Freunden in der Weststadt
bedanken, die sich so vor-
bildlich um die Trauerfei-
erlichkeiten für unsere Ge-
nossin gekümmert haben.
Die Trauerrede von Prof.
Heinrich Finck spiegelte
das bewegte Leben der
Kommunistin und Antifa-
schistin Hermine Quandt
wider. Es ist das zutiefst
menschliche Recht der
Oberbürgermeisterin An-
gelika Gramkow, sich in
einer Traueranzeige von
einer Weggefährtin zu ver-
abschieden. Dass dies
insbesondere der SPD
wieder aufstößt - wen wun-
dert es in unserer Stadt.
Hier wird Politik auf dem
Rücken einer Verstorbe-
nen ausgetragen, ein Be-
kannter, der nicht Mitglied
unserer Partei ist, nannte
dies Leichenfledderei. Ich
fand den Begriff schlimm
und wollte mich gerade
wegen meines Respektes
gegenüber Hermine ge-
gen diesen Begriff weh-
ren, ein wirkliches Argu-
ment gegen diesen Begriff
fiel mir aber nicht ein. Es
ist nur schlimm, dass die
kleingeistige Politik dieser
Stadt nicht einmal davor
halt macht. Alle in allem
nur weitere Gründe für die
Solidarität mit unserer
Oberbürgermeisterin.

Peter Brill

Bundesinnenminister Friedrich
ließ die Meldung, wonach die
Beobachtung der LINKEN durch
den Verfassungsschutz einge-
stellt werden soll, umgehend
dementieren. Das wäre ja auch
zu schön gewesen. Das wäre
aber auch zu nötig gewesen.
Bundesinnenminister Friedrich
gelingt es nicht, das alte Muster
zu durchbrechen und so instru-
mentalisiert er den Verfas-

sungsschutz weiter im Sinne
der Union für parteipolitische
Sperenzchen. Eine fortgesetz-
te Beobachtung der LINKEN ist
inakzeptabel. DIE LINKE zu
beobachten heißt, eine Partei
beobachten, die in 11 Landta-
gen sitzt, die in Brandenburg an
einer Landesregierung betei-
ligt ist, die 2009 von 5 Millionen
Menschen in den Bundestag
gewählt wurde – und heißt, eine

Partei beobachten, die in den
vergangenen Jahren mehrfach
das Grundgesetz gegen die
Politik von Union und FDP ver-
teidigen musste. Unter dem
Dach „Extremismus“ die verfas-
sungsfeindliche, menschen-
verachtende Nazi-Ideologie und
friedliches, demokratisches
Engagement von Links gleich-
zusetzen, ist demokratiefeind-
lich und extrem gefährlich. Mei-

ne Partei in die Ecke von Verfas-
sungsfeinden zu stellen, hat
aber wohl auch den Grund, Sym-
pathisantinnen und Sympathi-
santen, Wählerinnen und Wäh-
ler einzuschüchtern, sie auszu-
grenzen. Statt sich der demo-
kratischen Auseinandersetzung
zu stellen, werden die Geheim-
dienste aktiviert.

Matthias Höhn
Bundesgeschäftsführer

Herr Friedrich, der Feind steht rechts
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Der Stadthaushalt 2013 zeigt
Licht und Schatten.Die finanzi-
elle Leistungsfähigkeit der Stadt
ist weggefallen.Unsere
Einnahmen(Bild1) reichen nicht
für die Ausgaben(Bild2) ,die wir
leisten wollen und müssen.So
planen wir neue Schulden von
fast 19 Mio€. Wir haben zwar
bessere Steuereinnahmen-al-
lerdings bekommen wir weni-
ger Zuweisungen vom Land und
die Stadt-Umland-Umlage ist
durch das Verfassungsgericht
gekippt worden.So fehlen uns
fast 3Mio €.Wir haben einen Ein-
wohnerzuwachs und die Arbeits-
losigkeit sinkt auch bei uns.Aber
dies führt nicht zu Entlasungen
der finanziellen Lage
Schwerins.Unsere Sozial-und
Jugendausgaben bleiben bei
120 Mio€. Dies sind über 50%
der Ausgaben. (Bild3)
Im Übrigen hatte die Stadt im
Jahr 2000 den letzten ausgegli-
chenen Haushalt.Seit dieser Zeit
wurden insgesammt über 251
Mio € eingespart - bei den Sach-
ausgaben , durch Ausgliederun-
gen, Privatisierungen und im
Personalbereich. Trotzdem sind
wir nicht über den Berg und sol-
len immer weiter  sparen.
Dies hat für mich eine Grenze.
Wir dürfen das Gemeinwesen
und die Daseinsvorsorge, die
wir als Stadt gegenüber den Bür-
gerinnen und Bürgern haben,
nicht so verletzen,dass das Le-
ben in Schwerin nicht mehr le-
benswert ist. Deshalb sichern
wir mit dem Stadthaushalt
wichtige Bereiche-
koste  es was es wolle!

Dazu gehören:

eine hervorragende frühkind-
liche Bildung in den Kinder-
tagesstätten

ein notwendiges Kultur-
angebot mit u.a
Bibliothek,Konservatorium und
6,6 Mio für das Theater und
1,1  Mio für den Zoo

die Arbeit von Jugend-und
Sozialarbeiterinnen/ern

die Unterstützung der sozialen
Vereine

einen hochqualifizierten Brand-
schutz-und Rettungsdienst

Der Haushalt ist in Zahlen gegossene Politik

Bild 1

Bild 2

Bild 3

ein tolles Dienstleisungs-
angebot   im Stadthaus

Und natürlich wollen wir weiter
investieren-auch, weil öffentli-
che Aufträge für unsere Wirt-
schaft wichtig sind.
Dazu gehören u.a. folgende
Investitionen:

der Ausbau des Industrie-
parks Schwerin auch für
Nestle;

die weitere Städtebausanie-
rung u.a in der Paulstadt;

der Bau der Grundschule in
Lankow und die Planungen
für das Goethegymnasium;

die neue Schwimmhalle und
der Wideraufbau der Lauf-
halle;

und neue stromsparende
Straßenbeleuchtung.

Erstmals gibt es auch eine
genauere Aufstellung über so-
genannte freiwillige Leistun-
gen .Wir leisten sie uns mit
18Mio € im Jahr- das sind 7,6%
vom Gesamthaushalt..Selbst
wenn wir also alles "Schöne"
wegstreichen, reicht das Geld
nicht zum "alleine Laufen".
Deshalb fordere ich endlich
eine verbesserte Unterstützung
der Städte und Zentren im Land
von der Landesregierung ein.

Angelika Gramkow
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Bericht aus dem Rathaus
Stadtvertretung stärkt Verhandlungsmandat der

Oberbürgermeisterin zur Zukunft des
Mecklenburgischen Staatstheaters

Auch die Oktobersitzung der
Schweriner Stadtvertretung
stand zunächst ganz im Zeichen
der Debatte um die Zukunft des
Mecklenburgischen Staatsthea-
ters. Die Stadtvertretung hatte
im Frühjahr, auch unter dem
Eindruck der massiven Prote-
ste der Bürgerinnen und Bür-
ger, die Entscheidung über die
Sanierungsvorschläge und da-
mit verbundene Entlassungen
am Theater ausgesetzt. Man
wollte nicht in vorauseilenden
Gehorsam handeln und den
Vorschlag des Kultusministers
zur Zukunft der Theater- und
Orchesterlandschaft in MV ab-
warten. Dieser liegt nun auf dem
Tisch. Unter der Maßgabe, dass
die Landeszuschüsse in Höhe
von 35,8 Mio EUR vor 2020 nicht
dynamisiert werden, hat die
Münchner Firma Metron 9 Mo-
delle vorgelegt. Diese reichen
von der Wahrung des Ist-Zu-
standes (kommunale Autono-
mie), über die teilweise projekt-
bezogene Ausreichung der Mit-
tel (Autonomie und Kooperati-
on) bis zu Zusammenlegungs-
optionen in unterschiedlichen
Ausprägungen (gemeinsame

Staatsoper mit Rostock in Lan-
desträgerschaft, gemeinsa-
mes Staatstheater Mecklenburg
mit Rostock Leuchtturmtheater
Schwerin, das andere Bühnen
mitbespielt). Fraktionschef
Gerd Böttger kritisierte aus Sicht
der LINKEN, dass die Volksin-
itiative, deren Ziel der Erhalt der
bestehenden Strukturen war,
trotz mehr als 50.000 Unter-
schriften vom Landtag abge-
lehnt worden sei. Damit hat sich
die SPD/CDU geführte Landes-
regierung darauf festgelegt,
kein zusätzliches Geld in die
Hand zu nehmen, obwohl le-
diglich 0,5% des Landeshaus-
haltes auf den Betrieb der Thea-
ter und Orchester entfallen. Jetzt
müsse es aber darum gehen,
OB Angelika Gramkow für die
Verhandlungen mit dem Land
den Rücken zu stärken, um ein
qualitativ hochwertiges Thea-
ter für die Landeshauptstadt zu
sichern. Daher unterstützt DIE
LINKE die Bildung einer Ver-
handlungskommission, der
auch die Aufsichts- und Be-
triebsratsvorsitzenden sowie
Vertreter der Stadtfraktionen
angehören.

LINKE mit Anträgen zu
Bewerberverfahren

und Gleichstellungsbe-
auftragter erfolgreich

Die Stadtvertretung beschloss,
zu prüfen, ob das anonymisier-
te Bewerberverfahren, bei dem
die Qualifikation und nicht die
Herkunft, das Geschlecht, das
Aussehen auf Bewerbungsfo-
tos im Vordergrund stehen, im
Rahmen von Ausschreibungen
in der Stadtverwaltung und bei
den 100-prozentigen Tochter-
gesellschaften zum Einsatz
kommen kann. Ferner wurde
auch der Erweiterung der Stel-
lenbeschreibung für Petra Wil-
lert, der Schweriner Gleichstel-
lungsbeauftragten, zuge-
stimmt. Diese wird künftig auch
Ansprechpartnerin für die Sor-
gen und Nöte von Schwulen,
Lesben, Bisexuellen und Trans-
gendern sein.

Neue Hauptsatzung beschneidet Rechte der
Oberbürgermeisterin

Die Hauptsatzung regelt we-
sentliche Dinge im Zusammen-
hang mit der Arbeit der Stadt-
fraktionen, der Verwaltung und
der Ortsbeiräte. DIE LINKE
stimmte wie angekündigt für
den Erhalt der 17 Ortsbeiräte,
die Beibehaltung der gewähl-
ten Beigeordneten und die Be-
zeichnung Mitglied der Stadt-
vertretung für die gewählten
Vertreter der einzelnen Partei-
en. Die Beschneidung der Kom-
petenzen der Oberbürgermei-
sterin in Personalangelegen-
heiten und die Auflage, Verträ-
ge oberhalb einer Summe von
10.000 EUR grundsätzlich im
Hauptausschuss der Stadt zu
votieren, lehnte die Fraktion
dagegen ab. Fraktionschef Gerd
Böttger machte deutlich warum.
„Mit dieser Entscheidung wird

Verwaltungshandeln er-
schwert. Zudem drohen Perso-
nalentscheidungen nicht mehr
nach persönlicher und fachli-
cher Eignung, sondern nach
Parteibuch getroffen zu werden.
Aus unserer Sicht sind perso-
nelle Dinge eine Angelegenheit
der Betriebsparteien. Oberbür-
germeisterin und Personalrat
sollten diese diskutieren und
entscheiden. Die von SPD und
CDU/FDP eingebrachten Vor-
schläge zielten darauf, die Ober-
bürgermeisterin zu entmachten.
Man darf sehr gespannt sein,
wie die Beteiligung der Fraktio-
nen, die den Hauptausschuss
jetzt auch zum Personalaus-
schuss aufblähen, an den dann
deutlich längeren Sitzungen
sein wird.

Feuerwehrmuseum in
Neu Zippendorf

braucht Unterstützung

Seitdem die Stadt die Halle am
Fernsehturm an das Feuer-
wehrmuseum übergeben hat,
gibt es immer wieder Einbrü-
che und Vandalismus in unter-
schiedlichster Ausprägung. So
werden gestohlene PKW in die
Zaunanlagen gefahren, Fenster
eingeschlagen oder Sachen
aus dem Vorraum entwendet.
Insofern ist die Intention des
Antrages zu helfen nachvollzieh-
bar, wie Fraktionsvize Henning
Foerster in der Debatte aus-
führte. Ob allerdings die Rück-
nahme der Flächen durch die
Stadt ein probates Mittel ist,
muss bezweifelt werden. Die
Vorlage wird in den Ausschüs-
sen weiterberaten.

Regionalgeld soll regionale
Wirtschaftskreisläufe stärken

Darauf zielten die Anträge des
fraktionslosen Stadtvertreters
Rene Zeitz, der seine Ideen auch
dem Arbeitskreis Wirtschaft der
LINKEN vorgestellt hatte. Mar-
tin Frank nahm in seinem Re-
debeitrag darauf Bezug und
machte deutlich, dass die
schwierige wirtschaftliche Si-
tuation besonders kleiner und
mittlerer Unternehmen neue
Wege erforderlich machen kann,
um Existenzen  zu sichern. Bei-
spiele für die erfolgreiche Ein-
führung von Regionalgeld gibt
es zum Beispiel in Potsdam,
wo die Havelblüte eine Stärkung
der regionalen Wirtschafts-
strukturen zum Ziel hat. Er mach-
te jedoch auch deutlich, dass

die Stadtverwaltung nur den
Anstoß für eine solche Diskus-
sion geben könne. Letztlich
braucht es die Unternehmen,
die Gutscheine herausgeben
und sie durch Waren und Lei-
stungen decken. Im Gegensatz
zu normalen Gutscheinen, wie
sie heute von vielen Unterneh-
men ausgegeben werden, wird
das Regionalgeld jedes Teil-
nehmers auch von allen ande-
ren Teilnehmern 1:1 zum Euro
akzeptiert. Damit kann also mit
einem Gutschein vom Gemü-
sehändler auch das Brot beim
Bäcker bezahlt werden. Auch
dieses Thema wird in den Fach-
ausschüssen diskutiert.

Pflegestützpunkt in Schwerin
Unbestritten ist, dass eine un-
abhängige Stelle für die Bera-
tung zu allen, das Thema Pfle-
ge betreffenden Problemen,
eine sinnvolle Einrichtung sein
kann, so Peter Brill für DIE LIN-
KE. Allerdings lösen Pflege-
stützpunkte nicht das Grundpro-
blem der Pflegeversicherung,
die vornherein als Teilkasko
konzipiert ist und zunächst die
Angehörigen von zu Pflegenden
in die Pflicht nimmt. Zudem stün-

den die Pflegekassen und de-
ren Errichtungsbevollmächtig-
te in der Pflicht. Letztlich muss
in Zeiten klammer Kassen auch
die Frage der Finanzierung ge-
stattet sein, denn das Land
gewährt eine Anschubfinanzie-
rung für 2 Jahre und zieht sich
dann zurück. Auch dieses The-
ma wurde zur weiteren Bera-
tung in die Fachausschüsse
verwiesen.
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Schwerin als Fairtrade Stadt

„Wir wollen die Weichen stel-
len, damit Schwerin eine von
mehr als 1000 Städten weltweit
wird, die sich der Idee des Fai-
ren Handels verpflichtet fühlen“,
sagte Fraktionsvize Henning
Foerster zu Beginn der Debatte.
Im Kern geht es darum, darauf
hinzuwirken, dass in Einzelhan-
delsgeschäften und Gastrono-
miebetrieben Erzeugnisse aus
fairem Handel angeboten wer-
den. Durch den Ausschluss un-
fairen Zwischenhandels erhal-
ten die Erzeuger in Dritte Welt
und Schwellenländern den Zu-
gang zum Markt und können
von den erzeugten Produkten,
wie Kaffee, Kakao oder Textili-
en auch leben. Die Kampagne
setzt durch begleitende Veran-

Bericht aus dem Rathaus

staltungen auf eine Sensibili-
sierung der Bevölkerung. Am
Ende steht die Verleihung des
Fairtrade Siegels, mit dem die
Landeshauptstadt ihr Image
verbessern und auf Messen
werben kann. Im Vorfeld hatte
sich der Arbeitskreis Wirtschaft
mit dem Netzwerk „Eine Welt
Läden“ getroffen, um die Finan-
zierung der Kampagne zu klä-
ren. Das Gros des Geldes
kommt aus Stiftungsmitteln. Für
die bei der Stadt verbleibende
Öffentlichkeitsarbeit hat Stefan
Schmidt, Unternehmer und Fi-
nanzausschussmitglied für DIE
LINKE bereits Unterstützung zu-
gesagt. Auch dieses Thema
wird in den Fachausschüssen
diskutiert.

Stadtvertretung lehnt Positionierung
zur Vermögenssteuer ab

„Geld gibt es in der BRD genug,
es ist nur falsch verteilt“, so
André Walther, der den Antrag
„Beitritt der Landeshauptstadt
zum Bündnis Vermögenssteu-
er jetzt“ einbrachte. „Wenn 10%
der Bevölkerung mehr als zwei
Drittel des Vermögens besit-
zen und 50% gar nichts, gerät
die Gesellschaft in Schieflage.
Die Verschuldung der öffentli-
chen Haushalte steigt, die Lei-
stungen für die Bürgerinnen
und Bürger werden zusammen-
gestrichen. Hier gilt es gegen-
zusteuern.“ Die Vermögens-
steuer wurde nur ausgesetzt,
nie abgeschafft. Die Ausset-
zung fand zu Zeiten statt, als der
Spitzensteuersatz noch 53%
betrug, aktuell liegt dieser bei
42%. 1996 wurden so 9 Mrd DM
eingenommen. DIE LINKE for-
dert die Wiedereinführung der

Vermögensteuer, in Form der
Millionärsteuer. Sie soll gezielt
Vermögensmillionäre treffen.
Dies wird durch einen Freibe-
trag von einer Million Euro er-
reicht. Wer weniger als eine
Million Euro sein Eigen nennt,
zahlt keine Steuer. Damit ist
zugleich gewährleistet, dass
ein selbst genutztes Eigenheim
von der Steuer befreit bleibt. Der
Teil des Vermögens von Millio-
nären, welcher oberhalb von
einer Million Euro liegt, wird mit
fünf Prozent besteuert. Die steu-
erpflichtigen Millionäre werden
konsequent individuell besteu-
ert, d.h. Ehegatten werden nicht
mehr zusammen veranlagt. Der
Antrag fand keine Mehrheit. Auch
die SPD, deren Kanzlerkandi-
dat eine Wiedereinführung the-
matisiert, lehnte die Initiative der
LINKEN ab.

Am 13. Juni 2012 reisten Hen-
ning Foerster, MdL, Jörg Böhm
als wissenschaftlicher Mitar-
beiter und ich nach Potsdam,
um uns mit den Kollegen der
Landtagsfraktion DIE LINKE.
Brandenburg über das Pro-
gramm „Arbeit für Brandenburg“
(AfB) auszutauschen und kon-
krete Einsatzstellen zu besu-
chen.

Zuerst wurden wir im Landtag
vom Andreas Bernig, dem ar-
beitsmarktpolitischem Spre-
cher und Wolfgang Erlebach,
seinem wissenschaftlichen
Mitarbeiter empfangen und in
einer kleinen Runde über die
aktuelle Situation informiert.
Das Programm wurde von den
Linken für den Landtagswahl-
kampf 2009 entwickelt und hat
das Ziel, eine aktive Arbeits-
marktpolitik insbesondere für
ältere Langzeitarbeitslose zu
betreiben. Für diese sollen be-
rufliche Perspektiven bei einem
existenzsichernden Einkom-
men geschaffen werden. Unter
Nutzung der bestehenden Ar-
beitsmarktförderinstrumente
der Bundesagentur für

Arbeit(BA) wie z.B. Arbeitsgele-
genheiten und Bürgerarbeit etc.,
wurden in den gemeinwohlori-
entierten Bereichen sozialver-
sicherungspflichtige Jobs, die
keine reguläre Beschäftigung
verdrängen, geschaffen. Es
wurden praktisch zusätzliche
Beschäftigungsverhältnisse für
ArbeitnehmerInnen geschaffen,
die zwischen 30 und 40 Std die
Woche arbeiten. Auf diesem
Wege werden bei 30 Std. mini-
mal ca. 900 € Brutto-Einkom-
men erzielt, so das eine allein-
stehende Person unabhängig
von sogenannten Transferlei-
stungen (Hartz IV) auskommen
kann. Dafür wurden vom Land
Brandenburg 40 Mio. € bereit
gestellt. Durch die Instrumen-
tenreform auf Bundesebene
werden die Möglichkeiten für den
Einsatz des Landeszuschus-
ses von 250 EUR je geförderten
Arbeitsplatz jedoch geringer.
Diese Schwierigkeiten wurden
ebenfalls besprochen.

Am Nachmittag besuchten wir
gemeinsam mit Vertretern aus
der Stadtverwaltung, Jobcenter,
Landespolitik und der Träger

die Einsatzstellen. Dadurch ist
es auch möglich geworden, mit
den „Betroffenen“ direkt zu spre-
chen. Als erstes besuchten wir
eine Frau und einen Mann in
einer Pflegeenrichtung, wo sie
als Freizeitgestalter für pflege-
bedürftige, ältere Menschen
eingesetzt sind. Im Gespräch
mit allen Beteiligten wurden
viele Vorteile des Programms
angesprochen, es gab aber
auch Nachteile. So ist die Maß-
nahme auf 24 Monate begrenzt,
es sei denn, durch weitere 12
Monate wird der Übergang in
die Rente geschafft. Oft ist zu-
dem die Möglichkeit der Wei-
terbeschäftigung begrenzt. Als
zweiten Einsatzort haben wir
eine Schulbibliothek besucht.
Herr H., ein ehemaliger Stra-
ßenmusiker hat sie erst zu dem
gemacht, was sie heute ist.
Schülerinnen und Schüler ha-
ben nicht nur die Möglichkeit,
ein Buch auszuleihen, sondern
können auch mal eine Filmvor-
führung oder Vorlesung besu-
chen, Musik hören oder im In-
ternet surfen. Der Arbeitgeber
ist bemüht ,auf jeden Fall Herrn
H. auch nach Beendigung des

Arbeitsvertrages unter Einsatz
von anderen Fördermöglichkei-
ten weiter zu beschäftigen.

Fazit:
- für die Betroffenen ist es eine
sehr gute Sache, vor allem de-
ren Selbstwert ist gestiegen, sie
fühlen sich in der Lage, etwas
für die Gesellschaft zu machen,
sind über 2 bzw. 3 Jahre in einer
Beschäftigung
- für das Jobcenter ist es schwie-
rig, da durch die Reformen die
Eingliederungsmittel zurückge-
hen und öffentlich geförderte
Beschäftigung viel Geld kostet,
mit dem sie wenig statistische
Effekte erzielen
- aus Sicht der Linksfraktion in
Brandenburg ist der Ansatz völ-
lig richtig, AfB zeigt, dass der
ÖBS (Öffentlicher Beschäfti-
gungssektor) funktionieren
kann, das Problem ist die Ab-
hängigkeit von den Instru-
menten der BA, schon aktuell
wird die Zielgröße von bis zu
8.500 Arbeitsplätzen in diesem
Bereich nicht zu halten sein, es
wird darum gehen, die 40 Mio. €
so sinnvoll wie möglich auszu-
geben.              Viktor Micheilis

Erfahrungsaustausch zwischen den Landtagsfraktionen MV und Brandenburg
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Herzliche
Glückwünsche

Die BO 605 gratuliert
nachträglich dem

Genossen Falk Koop
zum 46. und dem Genossen

Uwe Schierig
 zum 51. Geburtstag.
 Am 20.10. begeht der

Genosse Rolf Holtzhauer
seinen 81. Geburtstag.

 Die Basisorganisation 605
wünscht ihnen alles Gute

Im Namen der Basisgruppe
321 folgende

Geburtstagsgrüße
am 1.11.

Genosse Heinz Pawlitzok
zum 76. Geburtstag,

am 07.11.
Genosse Hans Schmal
 zum 80. Geburtstag,

am 19.11.
Genosse

Karl-Heinz Werther
 zum 59. Geburtstag.
Die BO 308 gratuliert
Adolfine Bergemann

am 1.Oktober zum 86. und
Fred Nitzke

am 1. Oktober zum 88.
Von der

Stadtteilorganisation
Krebsförden erhalten

Glückwünsche
Genossin Birgit Trübe

 am 2. Oktober,
Genosse Matthias Filter

 am 6. Oktober und
Genossin Ingrid Kratschke

am 7. Oktober.
Die BO Friedrichsthal
gratuliert nachträglich

Genossen Günter Moritz
zum 82. Geburtstag.

Die Basisorganisation 321
gratulieren recht herzlich

nachträglich Genossin
Hilde Parchmann

zum 88.,
Genossen Heinz Norbert Senk

zum 55.,den
Genossen Fred Lassig
am 12.10. zum 66. und

Genossen Günther Rzehak
 am 28.10 zum 64. Geburtstag.

Die Stadtteilorganisation
Friedrichsthal gratulieren am

24.Oktober
Genossen Walter Lederer

zum 63. und
Genossen Helmut Herzog

am 26. Oktober zum
65. Geburtstag.

Die Schweriner Sternwarte fei-
erte ihr 50-jähriges Jubiläum.
Viele Vertreter der Wirtschaft,

Wissenschaft, Politik  und Kultur
waren der Einladung gefolgt.
Auch Oberbürgermeisterin An-

gelika Gramkow und Henning
Foerster wagten einen Blick in
die Sterne.

Wir tauern um eine zutiefst überzeugte Kommunistin um
unsere Genossin und Antifaschistin

Hermine Quandt

Ein Leben ging zu Ende, das der Gerechtigkeit und dem
solidarischen Miteinander der Menschen diente. Ach-
tungsvoll gegenüber den Menschen und Solidarität im
Kleinen  und im Großen war für sie selbstverständlich.
Sie war im besten Sinne eine Linke.

Der Kreisvorstand der
Partei DIE LINKE. Schwerin

50 Jahre Sternwarte Schwerin

Auf Einladung der sozialpoliti-
schen Sprecherin Erika Sem-
britzki waren  die Vorsitzende
und die Schatzmeisterin des
Vereins „Die Platte lebt“ Hanne
Luhdo und Ingrid Schersinski
zu Gast bei der Linksfraktion im
Schweriner Stadthaus.

Im Mittelpunkt des Gespräches
stand die Idee von der Errich-
tung eines „Plattenparks“ im
Bereich zwischen Hegel- und
Kantstraße. Gemeinsam mit
Professor Dr. Schroeder, ei-
nem Architekten im Ruhestand,
hat der Verein bereits ein Mo-
dell entworfen. Diesem folgend
sollen Segmente ehemaliger
Plattenbauten als Labyrinth auf-
gestellt werden, indem dann
interessierte Bürgerinnen und

Bürgern „stromern“ gehen kön-
nen. Ergänzt werden könnte das
ganze durch weitere Ideen, wie
„Kinderbaustellen“, „Minikinder-
häuser“ aus Abrissmaterial, eine
„essbare Stadt“ oder eine Mini-
golfanlage. Das von der Stadt-
vertretung beschlossene Inte-
grierte Handlungskonzept zum
Programm Soziale Stadt enthält
unter dem Punkt „Attraktivitäten
für die Gesamtstadt schaffen“
neben anderen Vorschlägen
auch die mögliche Gestaltung
eines „Plattenparks“.

„Als jemand der in Schwedt/Oder,
einer stark von Plattenbauten
geprägten Stadt aufgewachsen
ist, finde ich das Anliegen durch-
aus sympathisch“, sagt Henning
Foerster, Fraktionsvize der Lin-

ken. „Von dort kenne ich auch
die Idee, einzelne Plattenseg-
mente zu erhalten, auf freige-
wordenen Flächen aufzustellen
und beispielsweise junge
Künstler für die Gestaltung zu
gewinnen. Ob die Anlage dann
„Plattenpark“ heißen soll oder
anders, könnten die Bürgerin-
nen und Bürger im Stadtteil
selbst entscheiden. Wir werden
das Thema jetzt fraktionsintern
mit dem Baudezernenten Dr.
Wolfram Friedersdorff weiter-
diskutieren und dann entschei-
den, ob wir im November einen
entsprechenden Antrag in die
Stadtvertretung einbringen.
Dies schließt die Diskussion
über mögliche Finanzierungs-
möglichkeiten, z.B. aus dem
Stadtumbauprogramm Ost ein.“

Stadtfraktion informiert sich zur Idee vom
Plattenpark im Mueßer Holz

Wir trauern um unseren
Genossen

Kurt
Wadepfuhl

der im Monat Juni ver-
starb.
Wir werden ihn in guter
Erinnerung behalten.
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MEINUNGEN

Genossin Hermine Quandt,
Mitglied unserer Basisgruppe,
ist kurz vor ihrem 92. Geburts-
tag friedlich eingeschlafen. Wir
trauern um eine Freundin, die
aktiv am Leben unserer Ge-
meinschaft teilnahm.
Es ist für uns unerträglich, wie
Mitglieder von Opferverbänden
eine Tote verunglimpfen, die sie
kaum kannten. Es wird die Le-
bensleistung einer Frau herab-
gewürdigt, weil sie Kommuni-
stin war. Das gab es schon ein-
mal in Deutschland. Wir aber
erlebten Hermi, wie sie in der
Parteiorganisation und der Öf-
fentlichkeit als streitbare Demo-
kratin und Antifaschistin wirkte.

Sie schätzte diesen Staat in
seiner Widersprüchlichkeit und
trat für mehr Gerechtigleit und
menschliches Nebeneinander
ein.
Angelika Gramkow hat ihr de-
mokratisches und menschli-
ches Recht in Anspruch genom-
men,  als Oberbürgermeisterin
die Traueranzeige  für diese
Schwerinerin mit zu unterzeich-
nen.
Angriffe gegen Linke dienen
immer wieder der Defamierung
der Partei DIE LINKE, der Ver-
teufelung der DDR und dem
Antikommunismus.  

Baisgruppe 103
Weststadt

Hermine Quandt

Ähnlich und drastischer brach-
ten es einige Delegierte des
Landesparteitages Mecklen-
burg - Vorpommern vom 15.
September in Ludwigslust be-
troffen zum Ausdruck. Sie mein-
ten den Teil des höchsten Or-
gans unserer Landesorganisa-
tion, der die Dynamik einer
Selbstzerstörung in sich trug.
So etwas kommt nicht von al-
lein. Wo liegen die Ursachen?
Ich meine, dass unter Führung
von Steffen Bockhahn, Landes-
parteivorsitzender, ein Dirigis-
mus in Ton und Stil entwickelt
wurde, der der innerparteilichen
Demokratie des Parteitages ein
Zwangskorsett verordnen soll-
te.  Erschreckend dogmatisch
musste  der Umgang mit An-
dersdenkenden in der eigenen
Partei erlebt werden. Dirigiert
von einem, der nicht einmal vom
Parteiprogramm überzeugt ist.
Eine seltsame pragmatische
Konstruktion. Dieses Konstrukt
ist theoretisch noch praktisch
dem Wesen nach in der Lage,
die volle Kraft unserer Landes-
organisation für ein gemeinsa-
mes Ziel zu bündeln. Und mit
der Methode, man schlägt den
Sack und meint den Esel, wird
man am Ende niemand gedient
haben. Es geht in dem Angriff
auf die Stralsunder GenossIn-
nen nicht um Strukturen, son-
dern um politische Inhalte, des-
halb soll deren Organisation li-
quidiert werden.  Dies trauten
sich offensichtlich St. Bockhahn
u.a. nicht kund zu tun. Auch wenn
die Angreifer mit Lenin nichts
am Hut haben. Aber den Ge-
danken kennen sie scheinbar
vom ihm: Wir haben nur eine
Macht und das ist die Macht der
O r g a n i s a t i o n .
Skizzieren möchte ich in die-
sem Zusammenhang auch den
Teil des Parteitages, der Hoff-
nung brachte. So konnten am
Nachmittag die Vorbereitungen
auf die Bundestagswahl 2013
in Angriff genommen werden.
Auch wurde offiziell von den
beiden Protagonisten St. Bock-
hahn und H. Holter in ihren Re-

den kein Wort über die Aktivitä-
ten der von ihnen gebildeten
informellen Gruppe der Vorsit-
zenden und der Fraktionsvor-
sitzenden der Länder Ost verlo-
ren. Auch der Geschäftsführer
des Bundesvorstandes Mathi-
as Höhn hüllte sich bei seinem
Auftritt diesbezüglich in Schwei-
gen. Ich werte es als ein Zurück-
rudern. Die „Ostgrößen“ hatten
die Parteibasis nicht mitge-
nommen. Im Internet  sah ich
fast nur herbe Ablehnung für
solche artfremden Demokratie-
initiativen. Selbst bei der Bera-
tung der Schweriner Basisvor-
sitzenden machte sich zu sol-
chem pragmatischen Projekt
Unmut breit. Es wäre stärkend
für die innerparteiliche Demo-
kratie, wenn sich diese infor-
melle Gruppierung als Generä-
le ohne Mannschaft erweisen
würde.
Lobenswert herauszustellen ist
auch die zeitweilige Verlegung
des Parteitages in die Ortsöf-
fentlichkeit, um den Faschisten,
denen die Straße von der Poli-
zei frei gemacht war, die agita-
torische Kante zu geben.
Grund zur Freude gab es eben-
falls über die  312 EURO - Spen-
de für das siegreiche Kuba als
Ausdruck der internationalen

Solidarität.
Und zum Schluss noch ein
Gedanke zum Widerstand ge-
gen den eingangs  benannten
Dirigismus und seiner spezifi-
sche Zielsetzung - der
ZWANGSFUSIONIERUNG der
Stralsunder Kreisparteiorgani-
sation ohne Einvernehmen der
hanseatischen GenossInnen.
Die  Parteiengesetzgebung
schreibt dies Einvernehmen
aber zwingend vor. Dem wurde
in der Abstimmung entsprochen
und der Landesparteivorstand
hatte sich eine Niederlage or-
ganisiert. Zu diesem Ergebnis
führte sicherlich u.a. auch das
Auftreten von Marianne Linke
und den 5 oder 6 jungen Ge-
nosssInnen aus Stralsund, die
in beeindruckender Weise mu-
tig und mit logischen Argumen-
ten  um ihre Organisation kämpf-
ten, die ihnen – es war nacher-
lebbar – Partei- und Herzens-
sache ist.  Diese jungen Kämp-
ferInnen haben mich darin be-
stärkt, nicht zu denken: Die Hoff-
nung ist der Strick, der uns lang-
sam würgt, sondern die Hoff-
nung ist der Funke aus dem
eines Tages die Flamme schla-
gen wird.

Karl Scheffsky, Schwerin

Ein Parteitag, der schmerzt
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Im kommenden Jahr wird der
Umweltpreis des Landtages
zum 13. Mal vergeben. Der Preis
ist dem Gedenken an Ernst Boll
gewidmet und mit insgesamt
25 Tausend Euro dotiert. Das
diesjährige, zugegebenerma-
ßen etwas sperrige Thema lau-
tet:
„Initiativen zur Wiederherstel-
lung zerstörter oder beeinträch-
tigter Flächen oder Flurelemen-
te sowie Maßnahmen zur Ver-
minderung des Verbrauchs
landwirtschaftlicher Flächen für
anderweitige Nutzungen"
„Jede oder jeder, der eine tolle
Idee hat, jede Kommune, jeder
Verband, jede Schule oder jede
Forschungseinrichtung, die ein
Projekt zum Thema hat, rufe ich
auf, seine Ergebnisse oder sein
Vorhaben einzureichen. Ich fin-
de, Mitmachen lohnt sich im
doppelten Sinne. Neben dem
Renommee für die Teilnehmer
kommt auch eine Menge für
unser Bundesland dabei her-
aus, damit Mecklenburg-Vor-
pommern das schönste aller
Bundesländer bleibt", so Hel-
mut Holter, Vorsitzender und
Henning Foerster, arbeitsmarkt-
und gewerkschaftspolitischer
Sprecher der Linksfraktion im
Landtag, letzte Woche in Schwe-
rin. „Die Bewerbungsunterlagen
können jederzeit bei mir im Bür-
gerbüro (Martinstr. 1/1a, 19053
Schwerin) eingesehen und ab-
geholt werden. Ich würde mich
sehr freuen, wenn auch Sie mit-
machen.", so beide Politiker
abschließend.

Umweltpreis
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Unter Mithilfe der Organisato-
ren vom Verein die Platte lebt  für
den Flohmarkt auf dem Berliner
Platz veranstaltete die Partei DIE
LINKE ein Kinderfest. Damit
wollte die LINKE auf den Welt-
kindertag am 23. September

2012 aufmerksam machen. Die
Kinder konnten sich sowohl sport-
lich bei Sackhüpfen, Eierlauf, Do-
senwerfen usw. als auch künst-
lerisch kreativ bei der Bastelmal-
strecke betätigen. Dies taten sie
auch ausgiebig - trotz des

schlechten Wetters. Auch die
Hüpfburg wurde von den Kin-
dern intensiv genutzt. Die El-
tern hatten derweil die Mög-
lichkeit, mit Landes- und
Stadtpolitikern, wie Helmut
Holter, Henning Foerster und

André Walther, ins Gespräch zu
kommen. Mit selbstgebacke-
nem Kuchen und frisch gekoch-
tem Kaffee ließ es sich nett über
das eine oder andere Thema
der Stadt –und Landespolitik
plaudern.                 Birgit Trübe

Kinderfest der LINKEN am 8. September 2012 auf dem Berliner Platz

Es ist wieder soweit - unmit-
telbar nach den Herbstferien
beginnen wieder meine Nach-
hilfe-Kurse für das laufende
Schuljahr in Mathematik für
die Klassen sieben bis zehn.
Und es bleibt dabei - alle Kin-
der werden bei mir bedin-
gungslos angenommen.
Ganz ohne  demütigende
Schul- und Behördengänge
von Eltern, die sich keine ko-

stenpflichtige Nachhilfe für ihre
Kinder leisten können und ohne
Stigmatisierung von Schülerin-
nen und Schüler in AGL II-Fami-
lien.
Für Mitglieder unseres Kreis-
verbandes  stellt dieses Projekt
wieder eine gute Möglichkeit
dar, mit ihren Nachbarn und an-
deren Menschen ins Gespräch
zu kommen.
                             Torsten Müller

Mathematik-Nachhilfe
wieder ab Oktober

Am  22.09.2012 lud Helmut Hol-
ter, Vorsitzender der Linksfrak-
tion im Landtag, zum politischen
Frühschoppen in den SCHEFF-
Treff in der Neubrandenburger
Straße ein. In geselliger Runde
diskutierten Bürgerinnen und
Bürger aus den umliegenden
Stadtteilen gemeinsam mit ih-
ren Wahlkreisabgeordneten
über die aktuell politische Si-
tuation bei Kaffee und belegten
Brötchen. Dabei wurde insbe-
sondere auf die aktuelle Ren-
tenproblematik eingegangen.
„Die LINKE fordert die Anglei-
chung der Ost-Renten an das
Westniveau“, so Holter an die
Interessierten. „Auch andere
Parteien stehen der Rentenent-
wicklung sehr kritisch gegen-

über. Leider werden diese aber
nicht konkret, wenn es darum
geht, zu handeln. Das Renten-
konzept der SPD geht nicht weit
genug, um Altersarmut zu ver-
meiden. Die Rente mit 67 muss
hierbei dringend zurückgenom-
men werden.“
Viele Fragen wurden rund um die
Entwicklung der Stadtteile Mue-
ßer Holz und Neu Zippendorf
gestellt. Dabei erhielt Holter Un-
terstützung von André Walther,
Stadtvertreter für die LINKE. Einig
waren sich alle Teilnehmenden
darüber, dass die vielen verschie-
denen Einrichtungen auf dem
Dreesch Orte der Vielfalt und des
sozialen Zusammenhalts bilden.
Dies gilt es zu erhalten und aus-
zubauen.

Politischer Frühschoppen im SCHEFF-Treff


